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1. PATENT-, GEBRAUCHSMUSTER- UND

ARBEITNEHMERERFINDERRECHT

Art. 6 Nr. 1 EuGVÜ

Eine auslândische Handelsgesell-
schaft und ihre teils im Ausland, tells lm
Inland ansâssigen gesetzlichen Vertreter,
gegen die der Klagevorwurf der gemein-
schaftlichen Patentverletzung erhoben
wird, ki5nnen nach Art. 6 Nr. 1 EuGVÜ vor
demjenigen Gericht verklagt werden, in
dessen Bezirk einer der gesetzlichen Ver-
treter seinen Wohnsitz hat. Ist die Klage auf
ein auslândisches Patent gestützt, ist § 143
PatG entsprechend anzuwenden.

Begehrt der Patentinhaber wegen
Verletzung eines britischen Patents die
Verurteilung des Verletzers ZUM Schadens-
ersati: und zur Rechnungslegung, ist der
Rechnungslegungsanspruch von dem
deutschen Verletzungsgericht nach der (ex
fori (nach § 242 BGB) zu beurteilen, richtet
sich jedoch inhaltlich danach, welche An-
gaben für den nach dem auslândischen
Recht zu bestimmenden Schadensersatz-
anspruch von Bedeutung sein kiinnen,

Der Einwand der Unmôglichkeit
schlieRt die Verurteilung des Schuldners
zur Auskunftserteilung und Rechntingsfe-
gung jedenfalls dann nicht aus, wenn der
Schuldner eine etwa gegebene Unmi3glich-
keit zu vertreten hâtte.

(Urteil vom 16. Januar 1996, 4 0 5/95 - Reini-
gungsmitte( für Kunststoilverarbeitungs-
maschinen)

Sachverhalt: Der Klâger ist Inhaber des
tinter anderem mit Wirkung für die Bundesre-
publik Deutschland und Groflbritannien erteil-
ten europâischen Patentes 0 329 959
(Klagepatent, Anlage 1, la), çlas unter 'nen-
spruchnahme einer deutschen Prioritat vom
26. Januar 1988 am 24. Januar 1989 ange-
meldet wurde. Die Venfiffentlichung der Pa-
tenterteilung erfolgte am 24. juni 1992,

Die Ansprüche 1 und 6 des in der Verfah-
renssprache Englisch abgefaflten Klagepaten-
tes lauten in der deutschen Übersetzung der
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Patentschrift:
Verfahren zur Reinigung schwerzu-

gânglicher Maschinenteile bel der FOrderung
und/oder Formung von Werkstoffen in pastô-
sem Zustand, insbesondere für die Entferr.ung
von Forrnmassenrückstanden bei der Umstel-
lung des Werkstoffs, dadurch gekennzeichnet,
dat wenigstens ein organisches und/oder an-
organisches Salz in LOsung mit einem oder
mehreren polaren anorganischen und/oder
organischen LOsemittel(n), die des Salz oder
diese Seize Ibsen, gemeinsam mit der ersten
Partie des Folgewerkstoffs in die im Betrieb
befindliche Maschine eingebracht vverden,
vorzugsweise els LOsung, gegebenenfalls un-
ter Zusatz weiterer Subsanzen, wie Tenside,
organischem LOsungsmittel, Alkalisierungsmit-
teln, Emulgatoren, Abrasionspartikeln und
dergleichen, wobei der Schmelzpunkt der oder
des organischen oder anorganischen Salze(s)
über der Verarbeitungstemperatur des Folge-
werkstoffs liegt und der Siedepunkt des oder
der Liisemittel(s) noter der Verarbeitungstem-
peratur des Folgewerkstoffs iiegt,

6. Verwendung von flüssigen Fertigungs-
reinigungsmitteln zur Durchführung des Ver-
fahrens nach Ansprüchen 1 bis 5, dadurch
gekennzeichnet, dari, des Reinigungsmittel
mindestens ein anorganisches und/oder orge-
nisches Salz in LOsung mit einem oder mehre-
ren anorgansichen und/oder polaren organi-
schen Ldsungsmittel(n) enthalt, wobei der
Schrnelzpunkt der oder des Salze(s) über der
Verarbeitungstemperatur des Folgewerkstoffs
liegt und der Siedepunkt der oder des Lb-
sungsmittel(s) unter der Verarbeitungstempera-
tur des Folgewerkstoffs liegt."

Die Beklagte zu 1 war Exclusiv-
Vertragshandlerin für Groflbritannien der X.
GmbH, amer Lizenznehmerin des Klâgers,
bezüglich eines vorn Kiâger hergesteliten flüs-
sigen Reinigungsmittels für die Verwendung
und das Verfahren nach dam Klagepatent,
welches X. unter der Bezeichnung "Y." ver-
treibt. Nach dam zwischen der X. und der Be-
klagten zu 1 am 17. Ma! 1991 geschlossenen
Vertra,gshândlervertrag war aine Mindestab-
nahmemenge von 2.000 Flaschen pro Jahr
vorgesehen, die aber in der Folgezeit nicht
erreicht wurrien. Des Vertragsverhâltnis ist
zwischenzeitlich beendet.

Der Kiâger mont geltend, er habe fest-



gestellt; dari., die Beklagte zu 1 durch ihue Ge-
' schaftsführung, die nach einem Registeraus-
zug vom 12. Februar 1994 (Anlage 2) eus den
Beklagten au 3 6 bestehe, weniger seine Pro-
dukte, ais vielmehr eine Felschung hiervon
vertrieben habe. DieS ergebe sich aufgrund der
nachfolgend beschriebenen Urnstâncie:

So habe or erfahren, dan - obwohl nach
einer unstreitig letzten Bestellung im August
1993 keine Be.stellungen der F3eklagten me.hr
erfolgt seien dennoch des Produkt auf dom
englischen Markt erhaltlich sel Wie ein frühe-
rer Mitarbeiter der Beklaglen au 1 anhand von
Kundenlisten festgestellt habe, seien durch die
Beklagten bis Encle 1993 insgesarnt 3.646 I Y.
im Markt abgesetzt worden. Die Firme X. habe
der Beklagten au 1 bis Ende 1993 jedoch nur
insgesamt 2.220 I Y. geliefert: sa dell es sich
bel den restlichen 1.426 I ais Y. verauflerten
Reinigungsmitteln um patentverletzende Fal-
schungen gehandelt haben musse. Dafl die
Beklagten von Anfang an vorgehabt hatten,
Falschungen auf den Markt zu bringen, ergebe
sich auch eus einem Telefax vorn 17. Dezem-
ber 1991, welches der Beklagte zu 6 unstrei-
tig - an den Beklagten zu 5 gesendet habe und
dessen Inhalt sich wie folgt übersetzen lasse:

"Wir rneinen, dcli des neue Produkt, des
wir auf den Markt bringen wollen, Z. genannt
werden soute. VVenn wir des machen, wird X.
vielleicht nie etwas herausfinden. Auch wird es
jedwede Literflasche tun, um den Reihiger
aufzunehmen. VVenn Sie damit einverstanden
sind, wercien wir Queilen für einige Flaschen
ausfindig machen. Ich will es auch hier versu-
chen, und wir kônnen sie dann vergleichen mit
B.-Flaschen. Wir werden ein neues Etikett
benôtigen, etwas einfaches. Die neuen Instruk-
tionen für Z. Vnnen auf unserem Computer
gedruckt werden, und dann, Johann, kônnen
wir den Markt überschwemmen. Gan. offen,
d.h. Indien, Mexico, Pakistan, Malaysia, Nigeria
usw. VVas rneinen Sie?

Grüfle John"
Das einverstandliche Handeln dokumen-

tiere sich in der Antwort des F3eklagten zu 5,
die sich wie folgt übersetzen lasse:

"Musterbrief und Musterpackung?
Computeretiketten und Computerinstruk-

tionen sind billig. Sie sollten sie fur den Anfang
nehmen. Gutes Jagen - Sie haben 20 Liter 'A'
Material!"

Vor diesem Hintergrund habe eu, der Kla-
ger, auch noch festgestellt, dell die Ehefrau
des Beklagten zu 5 über die von ihr betriebene
"C. ,Agentur" bel seinem Kunststofflieferanten
im Februar 1992 und im Mai 1993 insgesarnt
rnehr ais 3.000 Kanisterilaschen des Typs "E
1000" eingekauft habe, bei denen es sich uni
eben die Kunststoffflaschen handele, in dorien
er sein Produkt auf den Markt bringe. Eine ais
Anlage 5 zu den Gerichtsakten gereichte Fâl-
schung, die or sich habe besorgen kPrinen,
weise Etiketten auf, die nur auf den erste'.

Blick wie Etiketten des von ihm vertriebenen
Produktes aussahen. Tatsachlich aber handele
es sich um fotografische oder fotornechanische
Nachstellungen des Orginal-Etiketts, die nicht
eus dem Druckereibetrieb stammten, der mit
ihm - dom Klager zusammenarbeite. Eine
Analyse des lnhaltes der Fâlschung nach An-
lage 5 habe ergeben, dell der Inhalt unter des
Klagepatent fallu. Der vorherrschencle Be-
stanciteil des Reinigungsmittels soi Kaliurricar-
bonat, welches einen Schrnelzpunkt von 891°
Celsius aufwise. Des 1...dsungsmittel sel Was-
ser.

Hierin sieht der Klâger eine Verletzung des
britischen Tes des Klagepatentes, die or mit
der vorliegenden Kiage gegen den in
Deutschland ansâssigen Beklagten au 5 wie
auch gegen die übrigen, in England ansassi-
gen Beklagten verfolgt.

Nacndem der Klâger seine Klage gegen
die Beklagte zu 2 vor der mündlichen Verhand-
lung zurückgenornmen hat, beantragt or hin-
sichtlich der Beklagten zu 1 und 3 - 6,

zu erkennen, wie geschehen.
Die Beklagten beantragen vorab die in-

ternationale und i.-irtliclne Unzustândigkeit des
angerufenen Gcarichtes rügend sowie Ausset-
zung der Verhandlung mit Rücksicht auf eine in
England noch einzureichende Patentnichtig-
keitskIage beantragend

die Klage abzuweisen.
Sie halten des angerufene Gericht für in-

ternational und Prtlich unzustandig und machen
geltend, der Beklagte zu S sel soit der Grün-
dung der Bekiagten zu 1 nie in der Geschafts-
führung aktiv gewesen, seit Marz 1994 nicht
rnehr im Geschaftsabschlufl der Gesellschaft
aufgeführt und soit dern 29. November 1994
nicht rnehr Mitglied der Geschafisführung. Die
Vonaürfe gegen den Beklagten au 5 seien auch
unbegründet. Die vom Klâger vorgelegte Kor-
respondenz zwischen dem Beklagten au 5 und
dom Beklagten ZU 6 lasse einen Rikkschlutl
auf eine Patentverletzung nicht zu. Die lm Ori-
ginaltext des Schreibens des Beklagten au
an den Beklagten au 6 "Good Hunting" lat./ten-
de Aufforderung habe nichts mit "Gutern Ja-
gen" au ton, sic gehPre ZUM aligerneinen Grufl-
repertoire und stelle eine Floskel dar, die sich
etwa mit "Halte die Ohren steif" übersetzen
lasse. E:ine Erklarung für den Schriftverkehr
kOnne der Urnstanci sein, dell bereits 1991 und
auch in der Folgezeit rnehrere Exemplare der
in einem Karton verpackten und von X. nach
Grebritannien versandten Flaschen mit Reini-
gungsmittci beschadigt bel der Beklagten au 1
eingetroffen selon. Da X. lediglich darurn gobe-
ton habe, die fehlerhaften Lieferungen zweck.s
Überprüfung zurückzuschicken, hatten si-,h die
in GrofIbritannien handelnden Verantwortlichen
der Beklagten zu 1 entschlossen, kurzfristig
selbst Fiaschen zu besorgsm, vies cirmn unte.r
Eilischaltung der Ehefirau des Beklagten zu 5
ceschehen soi, weii diese die Order kurzfristig
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habe erledigen kennen. Mit diesen Flaschen
seien dann die Transportscheden behoben
worden, wobei das in den beschedigten Fla-
sche,n noch vorhandene Reinigungsmittel in
'eine neue, mit dam Etikett der Firme X. verse-
hene Flasche umgefüllt und dann an den Kun-
den ausgeliefert worden sei. Teils soi auch nur
das beschâdigte Etikett gegen ein neues aus-
getauscht worden, Auf diese VVeise habe man
sich durch einen guten Service, wie z.B. durch
den sofortigen und unbürokratischen Aus-
tausch von beschâdigter gegen intakte VVare,
einen guten Namen zu machen versucht.

Das Klagepatent soi im übrigen zu Unrecht
erteilt. In den Abhandlungen
"Schneckenpressen für Kunststoffe" aus dem
Jahre 1959 und "Konstruktionsgrundlagen und
Betriebstechnik der Kunststoff-Schneckenpres-
sen' aus dem Jahre 1963 von Dr.-Ing. Gerhard
Schenkel sei im wesentlichen das beschrieben,
was sich der Klâger durch sein Patent habe
schützen lassen.

Ansprüche auf die begehrte Rechnungsle-
gung bestünden nicht. Es sei den Beklagten zu
3, 4, 5 und 6 auch rechtlich und tatsâchlich
unmôglich, die verlangten Auskünfte zu ertei-
len. Darüberhinaus befinde sich die Beklagte
zu 1 in Ligidation, \vas sich sus der in der letz-
ten mündlichen Verhandlung ais Anlage über-
reichten Aufforderung des Liquidators vom 1.
Mai 1995 ergebe, in der dieser die Glâubiger
auffordere, ihre Ansprüche gegenüber der
Gesellschaft geltend zu rnachen.

Dem Vortrag der Beklagten, es habe sich
bei dem Inhalt der Anlage 5 uni das Original-
Produkt der deutschen Lieferantin gehandelt,
das lediglich wegen Transportbeschadigung in
eine neue Flasche umgefüllt worden sei, die zu
diesem Zweck von der Ehefrau des Beklagten
zu 5 besorgt worden sei, weil die Lieferantin
des Klâgers keine Ersatzflaschen zur Verfü-
gung gestellt habe, hâlt der Klager entgegen,
erstmals am 30, November 1992 hâtten die
Beklagten über eine beschadigte Sendung
berichtet und 30 Ersatzetiketten angefordert,
ohne data jedoch von einer Zerstdrung der
Flaschen die Rede gewesen sei. Die erste
Lieferung der Orginal Kunststoff-Flaschen aus
Deutschland datiere dagegen schon vom 4.
Februar 1992 und damit 7 Monate vor der er-
sten Reklamation.

Nach Schlua der letzten rnündlichen Ver-
handlung haben die Beklagten mit nicht nach-
gelassenem Schriftsatz. vom 19. Dezember
1995 eine deutsche Übersetzung eines arn 29.
November 1995 beim britischen Patentamt
eingereichten Antrages auf VViderruf des Kla-
gepatentes zu den Alcten gegeben.

Aus den Gründen: Die Klage ist zulâssig
und begründet.

A. Die internationale und brtliche Zustân-
digk.eit des Landgerichts Düsseldorf ergibt sich
aus Art. 6 Nr. 1 des Übereinkommens der Eu-
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ropeischen Gemeinschaft über die gerichtliche
Zustândigkeit und die Vollstreckung gerichtli-
cher Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
chen (EuGVÜ) vom 27. September 1968
(BGBI. 1972 II S. 774) i.V.m. der ouf die Gel-
tendmachung auslândischer Patentrechte ent-
sprechend anwendbaren Vorschrift des § 143
Abs, 2 PatG und der Verordnung der Landes-
regierung Nordrhein-VVestfalen über die Zli-
weisung von Patentstreitsachen, Soden-
schutzstreitsadhen, Gebrauchsmusterstreitsa-
chen uneTopographieschutzsache,n an dos
Landgericht Düsseldorf vom 28, Juni 1988
(GVBI. NVV 1988, S. 321). Gemea Art 6 Nr. 1
EuGVÜ kann eine Person, die ihren Wohnsitz
in dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats hat,
wenn mehrere Personenen zusammen ver-
klagt werden, auch vor dem Gericht verklagt
werden, in dessen Bezirk (nur) einer der Be-
klagten seinen VVohnsitz hat, so dari ouf dem
VVohnsitz eines Streitgenossen auch die inter-
nationale Zustândigkeit für die Klagen gegen
die anderen Streitgenossen basiert. Die hie.rfür
erforderliche Konnexitet der Klagen (vgl. ZOI-
ler/Geimer, Zivilprozeaordnung [ZPO}, 18.
Auflage, Anh. I, Art. 6 EuGVÜ Rdn. 1) ist go-
mari Art. 22 Abs. 3 EuGVÜ bereits dann gege-
ben, weisrizeif:e;Efienden- Klagen eine sa enge
Beziehung besteht, daa eine gemeinsarne
Verhandlung und Entscheidung geboten er-
scheint. Da ein solcher sachlicher Zusammen-
hang aufgrund des gegen aile Beklagten ge-
richteten Klagevorwurfes der gemeinschaftli-
chen Patentverletz.ung gegeben ist, kônnen
auch die in Englanci ansassigen Beklagten zu
1, 3, 4 und 6 vor dem Landgericht Düsseldorf
VieTkFa-gt wera-én, da der Beklagten zu 5 seinen
Wohnsitz in Nordrhein-Westfalen't)-ramit im
Zustândigkeitsbereich deTiigerichtes Düs-
seldorf hat, dern die Patentstreitsachen WH des
Land Nordrhein-Westfalen durch die genannte
Verordnung zugewiesen sind.

B. Die Klage hat auch in der Sache Erfolg,
da die Beklagten durch den Vertrieb von ais Y.
bezeichnetem, jedoch nicht vom Klâger oder
dessen Lizenznehmerin geliefertem Reini-
gungsmittel dos Klagepatent verletzt haben.

I. Dos Klagepatent betrifft ein Reinigungs-
verfahren und die Verwendung eines hierfür
geeigneten Reinigungsmittels für die Reinigung
insbesondere von Kunststoff-Verarbeitungs-
maschinen mit den im Tenor unter I im einzel-
nen aufgeführten Merkmalen, Die Beklagte zu
1 bat in Groabritannien ein Reinigungsmittel
vertrieben, welches zur Verwendung und
Durchführung des patentgernaaen Ve,rfahrens
gegeeet .t.le beerrinit .i.§,t, was zwischen den
Parteienûnstrjtig-e: sa darl weitere AUSfe-
rungen zum inhalt des Klagepatentes und Ur
Verwirklichung der einzelnen Merkmale der
Patentansprüche 1 und 6 entbehrlich sind.

Il. Jedenfalls ein Teil des von der Beklag-
ten au 1 ve.rtriebenen, sur Anwendung des
Reinigungsverfahrens nach dem Klagepatent
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bestimmten Reinigungsmittels stammte dabei
nicht vom Klâger bzw. dessen Lizenznehmerin,
der Firme X., und ist damit ohne die Zustim-
mung des Patentinhabers in Grofibritannien
angeboten und verkauft worden. Dies ergibt
sich aus den vom Klager im einzelnen darge-
legten Umstânden, deren Vorliegen die Beklag-
ten nicht bestritten oder nicht nachvollziehbar
erklârt haben.

Sa ist ais zugestanden anzusehen (§ 138
ZPO), daR die Beklagten bis Ende 1993 erheb-
lich mehr Flaschen mit Reinigungsmittel unter
der Bezeichnung 'Y." im Markt abgesetzt ha-
ben, ais sie bis Ende 1993 von X. bezogen
haben. Denn dem substantiierten Vortrag des
Klâgers, ein früherer Mitarbeiter der Beklagten
zu 1 habe ihm anhand alphabetischer Kunden-
listen mitgeteilt, die Beklagte zu 1 habe bis
Ende 1993 3.646 I abgesetzt, X. habe der Be-
klagten zu 1 in diesem Zeitraum jedoch nur
2.22Q_Lgeliefert, sind die Beklagten nicht ent-
gegengetreten. Sie haben lediglich den \Neri
und der Aussagen des von der Klâgerin be-
nannten früheren Mitarbeiters der Beklagten zu
1 im Hinblick auf eine angeblich erst spâter

1' bekannt gewordene Straffelligkeit in Zweifel
gezogen und dabei bestatigt, dari der Mitarbei-
ter bel seinem Fortgang Untertagen mitge-
nommen hat, FhrtesiCh inhaltirCh mit deM.Vor-
lfeg des Klâgers auseinanderzusetzen oder
auch nur der Behauptung zu widersprechen.
çaleigt- le ilt für die zwischen dem Beklagten
zu 6 und dem Beklagten zu 5 in englischer
Sprache gewechselte Korrespondenz, deren
Übersetzung der Klâger vorgelegt und deren
lnhalt er ais weiteres lndiz für den Vertrieb
patentverietz.enden Reinigungsmittels durch
die Beklagten gesehen hat. Denn vollig unab-
hângig devon, vile man die Floskel "Good Hun-
ting" in der Antwort des Beklagten zu 5 über-
setzt, lâflt sich der Teiefaxmitteilung des Be-
klagten zu 6 vom 17. Dezember 1991 eindeutig
entnehmen, dal-5 die Beklagten beabsichtigten,
ein neues Reinigungsmittel unter der Bezeich-
nung Z. so auf den Markt zu bringen, dafl "X.
vielleicht nie etwas herausfinde(t)", um damit
den Markt zu überschwemmen, und der Ant-
wort des Beklagten zu 5, daR er den Ausfüh-
rungen des Beklagten zu 6 zustimmte und
eigene Vorschiâge im Hinblick auf die Vorge-
hensweise beisteuerte. Dafl die Beklagten
diese Korrepondenz geführt haben, ist eben-
sowenig bestritten, %vie das - sich aufdrângen-
de - Verstândnis des Klâgers, es handele sich
bei der Abkürzung X. um seine Lizenznehme-
rin, die Firme X., die beim Vertrieb eines pa-
tentverletzenden Reinigungsmittels umgangen
werden soulte. Dem Klâger ist auch darin zu
folgen, dafl sich der - von den Beklagten nicht
bestrittene - Kauf von 3.000 Kanisterflaschen
des Typs "E 1000', in denen der Klâger sein
Produkt auf den Markt bringt, durch die von der
Ehefrau des Beklagten zu 5 betriebene C.
Agentur" nicht durch den Vortrag der Beklagten

erklâren brIt, diese Flaschen hâtten allein dem
Austausch von beim Versand beschâdigten
Flaschen gedient, weil der Klager nicht zu ei-
nem sofortigen Austausch bereit und in der
Lege gewesen sel, Denn nachvollziehbar hat
der Klâger dargetan, dari die zeitliche Abfolge
der Lieferung der Flaschen und der Reklamati-
on einer beschâdigten Lieferung sich nicht in
Einklang bringen lassen, da die erste Lieferung
der Original Kunststoff-Flaschen aus Deutsch-
land ausweislich der Anlage 7 schon vom 4.
Februar 199' datiere und damit 7 Monate vor
der ersten Reklamation, die am 30. November
1992 erfolgt sel und bel der die Beklagten über
eine beschâdigte Sendung berichtet, jedoch
nur 30 Ersatzetiketten angefordert hâtten, ohne
dafl jedoch von einer Zerstôrung der Flaschen
die Rede gewesen sel. Auch dieser Argumen-
tation sind die Beklagten nicht mehr entgegen-
getreten, sondem haben es bel der Feststel-
lung belassen, claR es nunmehr unstreitig sei,
dell es Transportbeschâdigungen gegeben
habe. So ist auch der Kauf dieser 3.000 Fia-
schen vor dem Hintergrund der vorgelegten
Korrespondenz und dem Umstand, dafl mehr
Flaschen von der Beklagten zu 1 in Grollbri-
tannien abgesetzt ais von X. an sie geliefert
wurden, nicht anders ais dadurch zu erklâren,
dafl die Beklagte zu 1 über des von X. geliefer-
te Reinigunsmittel hinaus noch weiteres Reini-
gungsmittel unter derselben Bezeichung und
mit der patentgernaGen Zusammensetzung
von Y. vertrieben hat.

Ill. lhrer lnanspruchnahme kônnen die
Beklagten auch nicht mit Erfolg den Einwand
der Patentnichtigkeit, aeb. 74 Absatz ides
britischen Patentgeset(britPatG), entge-
genhalten. Soweit sie zunâchst nur geltend
gemacht haben, in den Abhandlunaen
"Schneckenpressen für Kunststoffe" aus dem
Jahre 1959 und "Konstruktionsgrundlagen und
Betriebstechnik der Kunststoff-Schneckenpres-
sen" eus dem Jahre 1963 von Dr.-Ing. Gerhard
Schenkel sel im wesentlichen das beschrieben,
was sich der Klâger durch sein Patent habe
schützen lassen, fehlt es nicht nur an einem
substantiierten Tatsachenvortrag dahingehend,
inwieweit diese Entgegenhaltungen der Neu-
heit und erforderlichen Erfindungshôhe entge-
genstehen sollen. Zutreffend hat der Klâger
dem Vorbringen auch entgegengehalten, daR
dieser Stand Te.chnik bereits im Ein-
spruchsvéren, déga des aus der Priori-
tâtsanmeldung hervorgegangene deutsche
Patent 38 02 127 berücksichtigt worden ist und
das Bundespatentgericht ausvveislich des ais
Anlage 15 zu den Akten gereichten, im Ein-
spruchsbeschwerdeverfahren ergangenen
Beschlusses vom 8. November 1991 die Litera-
turstelle "Schneckenpressen für Kunststoffe"
ais die Schutzfâhigkeit des Patentes nicht
eintrâchtigend gewürdigt bat.

Das nach Schlufl der mündlichen Verhand-
lung im nicht nachgelassenen Schriftsatz vorn
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19. Dezember 1995 enthaltene Vorbringen der
Beklagten zur Nichtigkeit des Klagepatentes ist
nach § 296a ZPO nicht mehr zu berücksichti-
gen und gibt auch keinen Anlafl zur Wieder-
eraffnung der mündlichen Verhandlung.

IV. Da die Beklagte zu 1 daher ohne Zu-
stimmung des Patentinhabers wahrend der
Geltungsdauer des Klagepatentes im Vereinig-
ten Kanigreich ihre Kunden - und damit jemand
anderen ais den Lizenznehmer oder einen
anderen zum Betrieb der Erfindung Berechtig-
ten - mit einem Mittel, namlich einem Reini-
gungsmittel, beliefert hat, welches zu den we-
sentlichen Bestandteilen der Erfindung nach
dem Klagepatent gehart, in dem VVissen, dari
dieses Reinigungsrnittel dazu bestimmt und
geeignet ist, die Erfindung nach dem Klagepa-
tent zu verwirkliche,n, das heifit das Verfahren
zur Reinigung anzuwenden und das Reini-
gungsmittel hierzu zu verwenden, hat sie ge-
mail Sec. 60 Abs. 2 britPatG das Klagepatent
verletzt. Èntsprechend dem Klageantrag zu 1.1
ist daher gemail Sec. 61 Absatz. 1 lit _a) brit-
PatG das begehrte Vérbot der-p-aTisreerrètZen-
den Handlungen gegen die Beklagte zu 1 zu
erlassen. Dem steht nicht entgegen, dan sich
die Beklagte zu 1 in Liquidation befindet, da
nicht dargetan ist: dari und inwiefern der tinter-
lassungsanspruch hierdurch ausgeschlossen
sein kannte. Ausweislich der von den Beklag-
ten überreichten Unterlagen ist die Liquidation
noch nicht abgeschlossen; die durch ihren
Liquidator vertretene Gesellschaft besteht da-
her fort und ist handlungsfahig geblieben.

Einer Unterlassungsverpflichtung unter-
liegen auch die Bekiagten zu 3 bis 6, da sic
ebenfalls das Klaaepatent verletzt haben. Da-
bel ist ais zugestancien auszusehen, dari die
patentverletzende Handlung nicht allein - ent-
sprechend der von der Klâgerin vorgelegten
Korrespondenz von den Beklagten Zll 5 und 6
vereinbart und durchgeführt worden ist, son-
dem dal l der Entschlufl zu der vorsâtzlichen
Patentverletzung und die Ausführung dieses
Entschiusses von ellen in gemeinschaftlicher
Verantwortung für die Gesellschaft zum ent-
scheidenden Zeitpunkt ais Board of directors
geschâftsführenden Beklagten zu 3 bis 6 ge-
tragen war. Das Gegenteil, d.h. die Unkenntnis
einzelner Mitglieder der Geschaftsführung von
den mit Hilfe der Gesellschaft begangenen
patentverletzenden Handlungen, legen die
Beklagten nicht konkret der. Da die Geschafts-
führung der privaten Gesellschaft mit be-
schrânkter Haftung (Private Limited Company)
nach britischem Recht grundsâtzlich auf die
Geschâftsführer in ihrer Gesamtheit ais Kollek-
tiv übertragen ist und es zwar die Maglichkeit
gibt, die Befugnisse auf einzelne Geschaftsfüh-
rer zu delegieren (vgl. Shearman, GrnbHR
1992, 149, 154), die Beklagten jedoch nicht
dargetan haben, dell ein solcher Beschufl
gefal3,t worden sel und wer gegebenenfalls den
Vertrieb der nachgeahmten "Y."-Produkte allein

gesteuert haben soli, ist bereits aus diesem
Grund davon auszugehen, dail neben den
Beklagten zu 5 und 6 auch die Beklagten zu 3
und 4 bewuflt an den patentverletzenden
Handlungen mitgewirkt haben. Ein gemein-
schaftliches Handeln bestatigen letztlich auch
die Beklagten selbst, wenn sie vortragen, "die
in Grebritannien handelnden Verantwortlichen
der Beklagten zu 1" hâtten sich entschlossen,
kurzfristig selbst Flaschen zu besorgen, um
darin des Reinigungsmittel Y. zu vertreiben.

Nach Sec.' 61 Abs.1 lit c) sind die Beklag-
ten dem Klâger -auch zuM Schadensersatz
verpflichtet, des heifSt sic haben ihm ellen
Schaden zu ersetzen, der ihm durch die pa-
tentverletzenden Handlungen entstanden ist
und noch entstehen wird. Da es hinreichend
wahrscheinlich ist, dafl dem Klâger ein Scha-
den entstanden ist, den er aber erst beziffern
kann, wenn ihm die Rechnungslegung der
Beklagten vorliegt und er hierdurch endgültiaen
Aufschlufl über den Umfang der rechtsverlet-
zenden Handlungen der Bekiagten erhalten
hat, ist dem Klâger - was nach deutschem
Zivilprozeflrecht (§ 256 Abs. 1 ZPO) zu beurtei-
len ist - ein rechtliches Interesse daran zuzubil-
ligen, die Verpflichtung der Beklagten zum
Schadensersatz zunâchst dem Grunde nach
feststeilen zu lassen, statt auf Leistung zu kla-
gen.

Der Klâger kann von den Beklagten aber
auch die begehrte Rechnungslegung verlan-
gen. Dabei kann auf deutsches Sachrecht zu-
rückgegriffen werden, welches aus dem
Grundsatz von Treu und Glauben, § 242 i.V.m.
§ 259 BGB, einen Anspriich des Verletzten
darauf ableitet, dafl der Verletzer über den
Umfang semer Verletzungshandlungen Rech-
nung legt, wenn die Verpflichtung zum Scha-
densersatz dem Grund nach feststeht und der
Verletzte auf die A.ngaben des Verletzers an-
gewiesen ist, um seinen Anspruch beziffern zu
kônnen.

Da das comrnon law Auskunftsansprüche
prozessuaI qualifiziert (vgl. Geimer, Internatio-
nales Zivilprozeflrecht, 2. Auflage 1993, Rdn.
57b) und eine Durchsetzung auf dem Weg
eines Discoyery_-,Verfahrens vorsieht (vgl. Ter-

Law. of Patents, là. Auflage, Seite 434;
Bunge, Zivilprozefl und Zwangsvollstreckung in
England, Seite 114), besteht insoweit ein Nor-
rnenmangel. Des an sich ais lex causae zur
Anwendung berufene englische Recht kann
von der zur Entscheidung des Rechtsstreits
berufenen erkennenden Kammer nicht prakti-
ziert werden, weil das Discovery-Verfahren mit
dem deutschen Zivilprozefirecht unvertrâglich
ist. ln Betracht zu ziehen ist be,i einer solchen
Sachlage der Versuch, das auslândische ma-
terielle und Verfahrensrecht ais Einheit zu se-
tien und den vom deutschen internationalen
Privatrecht "angesprochenen" Teil der Rege-
lung des auslândischen Rechts herauszuarbei-
len, rnithin entsprechend der materiell-
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rechtlichen Qualifikation der lex fori den ge-
dachten materiell-rechtlichen Kern der
(prozessualen) Auskunftspflicht der lex causae
anzuwenden. \Me in der Literatur zutreffend
herausgestellt vvird (Schack, IPrax 1991, 347;
Geimer, werfen Voraussetzungen,
Umfang und Sanktionen prozessualer Aufklâ-
rungspflichten aber so viele komplizierte An-
gleichungsprobleme auf, de ein solcher VVeg
v011ig unpraktikabel ,vare. Nur beispielhaft zeigt
dies die nachstehend noch ZU erOrternde Ver-
knüpfung zwischen Inhalt und Schranken des
Rechnungslegungsanspruchs aus § 242 BGB
und semer prozessualen Durchsetzung nach §
888 ZPO. Daher ist den genannten Autoren
darin zu folgen, de der Normenmangel besser
dadurch behoben wird, dari eine auf die Aus-
kuntts- bnv Rechnungslegungspflicht be-
schrankte (hypothetische und versteckte)
Qualifikationsteilrückverweisung der lex cau-
sae (hier des common law) auf die lex fori po-
stuliert und diese im inlandischen Recht abge-
brochen wird. Demgeme ist dem Klager der
begehrte Rechnungslegungsanspruch nach §
242 BGB zuzusprechen, der nach Rücknahme
des ursprünglichen weitergehenden Antrags
nur noch auf diejenigen Angaben derichtet ist,
die für den - nach englischem Recht zu be-
stirnmenden - Schadensersatzanspruch des
Klagers von Bedeutung sein kOnnen.

Dem kOnnen die Beklagten auch nicht mit
Erfolg entgegenhalten, ihnen sei die Rech-
nungslegung rechtlich und tatsâchlich unmbg-
lich. Der Einwand der UnmOgiichkeit schliet
die Verudeilung des Schuldners zur Aus-
kunftserteilung und Rechnungsiegung jeden-
faits dann nicht sus, wenn der Schuldner eine
etwa gegebene Unmôglichkeit zu vertreten
flatte_ Der Glaubiger soll in einem solchen Fali
vielrnehr die MOglichkeit haben, sich mit Hilfe
der Zwangsvollstreckung nach § 888 ZPO zu
vergewissern, ob und gegebenenfalls inwieweit
dem Schuldner tatsachlich keine Angaben
mehr midglich sind (vgl. OLG Düsseldorf, Urteil
vom 30. November 1995, 2 U 171/88, S. 23;
Paland/Heinrichs, BGB, 53. Auflage, § 275
Rdn. 25; jeweils m.w.N.) Eine etwaige UnmOg-
lichkeit der Rechnungslegung hâtten auch die
Beklagten zu vertreten, da sie sich aufgrund
der begangenen Patentverletzung darauf ein-
richten muflten, dem Klager den Umfang der
Verletzungshandlungen zu offenbaren. -rat-
sâchlich besagt der Umstanci, de die Beklagte
zu 1 sich mittlerweile in Liquidation befindet,
keineswegs, de ihr die Rechnungslegung
unmôglich ware. EbensowenieSteht fest, dal
die Beklagten zu 3 bis 6 deshalti-oder weil sie
setier oder bereits seit einern früheren Zeit-
punkt die Geschâfte der Beklagten zu 1 nicht
rnehr führen, keine rechtliche oder auch !DIA
tatsâchliche Môglichkeit mehr haben, in Unter-
lagen der Beklagten zu 1 Einsicht zu nehmen.
Selbst wenn dies so ware, blieben sic verpflich-
tet, zumindest sus dem Gedachtnis oder mit

Hilfe privater oder anderweitig zu beschaffen-
der Unterlagen Angaben zu machen, was den
Beklagten auch nicht von vomherein unzumut-
bar ist.

V. Eine Aussetzung der Verhandlung nach
§ 148 ZPO im Hinblick auf den von den Be-
klagten nach Schlurl der mündlichen Verhand-
lung eingereichten Antrag auf VViderruf des
Klagepatents kommt aus den oben im Zu-
sammenhang, mit der Ereirterung der Rechts-
gültigkeit 'des Klagepatents aufgeführten Grün-
den nicht in Betracht.

a'


